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Die Hilfen nach dem OEG sollten sich an den Bedürfnissen der Betrof-
fenen orientieren und nicht an der Beweisbarkeit der Taten oder einer 
eindeutigen Beweisbarkeit von Kausalitäten

Das Opferentschädigungsgesetz –  
eine gute Idee mit Reformbedarf
Claudia Igney, Jacqueline Ehmke

Zusammenfassung
Das Opferentschädigungsgesetz ist seit 1976 in Kraft 
und sieht umfassende Leistungen für Gewaltopfer 
vor. Dennoch ist die Rechtspraxis unbefriedigend. Nur 
wenige erhalten über diesen Weg tatsächlich Hilfe. 
Das Verfahren hat hohe Hürden und ist nicht an den 
Bedürfnissen von gewaltbetroffenen Menschen aus-
gerichtet. Betroffene sexuellen Missbrauchs und an-
derer frühkindlicher, komplexer Traumatisierungen sind 
strukturell benachteiligt. Seit langem wird eine Reform 
gefordert. Die Erfahrungen aus der Beratungspraxis 
und den Selbsthilfe- bzw. betroffenenpolitischen Or-
ganisationen können bei der Reform einen wichtigen 
Beitrag leisten.

Schlüsselwörter
Opferentschädigungsgesetz, Hilfe für Gewaltopfer, 
Neues Soziales Entschädigungsrecht, Sexueller Miss-
brauch, Komplextrauma 

The Crime Victims Compensation Act –  
a good idea needing reforms

Summary
The Crime Victims Compensation Act exists since 1976 
and provides extensive benefits for victims of violence. 
But the way it is applied is unsatisfying. In fact, only few 
get help by its means. The proceeding involves a lot of 
obstacles and is not adapted to the needs of persons 
having been exposed to violence. Those concerned by 
sexual child abuse and other early and complex trauma-
tizations are disadvantaged. Reforms have been claimed 
for since a long time. The experiences from help and 
mentoring organizations and of political organizations of 
victims can contribute greatly to a more effective reform. 

Keywords
victim indemnity law, help for victims of violence, new 
social indemnity law, sexual abuse, complex traumata
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Zweck und Inhalt des Opferentschädi-
gungsgesetzes (OEG)
„Wenn es der staatlichen Gemeinschaft trotz 
ihrer Anstrengungen zur Verbrechensverhü-
tung nicht gelingt, Gewalttaten völlig zu ver-
hindern, so muss sie wenigstens für die Opfer 
dieser Straftaten einstehen.“ (Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales – BMAS 2016, S. 
6). Anspruch auf Versorgung hat nach § 1 OEG, 
Absatz 1, wer „infolge eines vorsätzlichen, 
rechtswidrigen tätlichen Angriffs gegen seine 
oder eine andere Person oder durch dessen 
rechtmäßige Abwehr eine gesundheitliche 
Schädigung erlitten hat“. 

Grundlage ist das Bundesversorgungsge-
setz (BVG), das 1950 für die Entschädigung 
und Versorgung von Kriegsopfern geschaffen 
wurde. Leistungen können solange erbracht 
werden, wie die gesundheitlichen Beein-
trächtigungen bestehen und deshalb Unter-
stützung notwendig ist. Der Anspruch geht 
deutlich über die Leistungen der gesetzlichen 
Krankenkassen hinaus. So können Traumathe-
rapien auch von qualifizierten Psychothera-
peut_innen ohne Kassenzulassung erbracht 
und Fahrtkosten erstattet werden. 

Das Ausmaß der verbleibenden gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen wird mit dem 
Grad der Schädigungsfolgen (GdS) bemessen. 
Ab einem GdS von 30% besteht Anspruch auf 
eine Beschädigtenrente, die nicht auf Arbeits-

losengeld II oder Grundsicherung angerechnet 
wird. Sie beträgt derzeit zwischen 129 Euro 
(30% GdS) und 679 Euro (100%) im Monat. 
Weitergehende finanzielle Unterstützung ist 
möglich, z. B. bei Pflegebedürftigkeit oder 
wenn jemand aufgrund der Schädigungsfol-
gen seinen Beruf nicht mehr ausüben kann. 
Darüber hinaus sind Hilfen zur beruflichen 
Rehabilitation, sozialpädiatrische/heilpädago-
gische Hilfen für Kinder, Wohnungshilfe, Hilfe 
in besonderen Lebenslagen u.v.a.m. möglich.

Leistungen werden nur auf Antrag ge-
währt. Der Antrag ist bei den jeweils zustän-
digen Versorgungsbehörden am Wohnort 
des/der Antragsteller_in zu stellen (Adressen 
s. BMAS 2016).

Das OEG trat am 16.05.1976 in Kraft. Der vol-
le Leistungsumfang gilt nur bei Taten, die nach 
Inkrafttreten des Gesetzes begangen wurden. 
Bei Taten, die vom 23.05.1949 bis 15.05.1976 
in Westdeutschland bzw. bis 02.10.1990 auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR begangen 
wurden, erhalten Opfer nur dann Versorgung, 
wenn sie infolge der Schädigung schwerbe-
schädigt sind (mindestens GdS 50) und ihr 
sonstiges Einkommen unterhalb bestimmter 
Grenzen liegt (Härtefallregelung).

Zwischen Anspruch und Realität
Deutschland hat 1976 als einer der ersten 
Staaten der Welt einen Opferentschädigungs-
anspruch gesetzlich verankert. Der Leistungs-
umfang ist vorbildlich und höher als in den 
meisten anderen Staaten. Nach OEG/BVG 
sind viele individuell angepasste und ange-
messene Hilfen für Gewaltopfer möglich. Wa-
rum kommen diese Hilfen trotzdem nur für 
wenige zum Einsatz? 

Der Weiße Ring führt seit vielen Jahren 
eine Statistik, zusammengestellt aus Zahlen-
material der Landesversorgungsämter. Insge-
samt stellen nur ca. 10-11% aller Opfer von 

Gewaltstraftaten (erfasste Fälle laut Polizeili-
cher Kriminalstatistik) überhaupt einen Antrag 
(19.086 im Jahr 2014).

Ca. 44% der Anträge werden abgelehnt 
und 34% bewilligt. (Die Differenz zur Gesamt-
zahl gestellter Anträge ergibt sich durch Rück-
nahme des Antrags, Tod etc.) Ca. 75% der An-
erkennungen sind „nur“ Heilbehandlungen. In 
ca. 25% werden (auch) Renten bewilligt. Das 
bedeutet: in weniger als 1% der polizeilich be-
kannt gewordenen Gewalttaten erhalten die 

:HLWHUJHKHQGH� ¿QDQ]LHOOH� 8QWHUVW�W]XQJ� LVW� EHL� 3ÀHJHEHG�UIWLJNHLW�
möglich oder wenn jemand aufgrund der Schädigungsfolgen seinen 
Beruf nicht mehr ausüben kann
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Opfer eine Rente. Laut BMAS (2016, S. 9) wur-
den im Oktober 2015 bundesweit annähernd 
22.000 Renten gezahlt. 

Insgesamt sind diese Zahlen jedoch mit Vor-
sicht zu betrachten. Sie sind hilfreich, um einen 
groben Überblick zu bekommen, enthalten aber 
statistische Ungenauigkeiten, da die Erfassung 
nicht bundeseinheitlich geregelt ist und die Ver-
fahren sich über viele Monate und Jahre hinzie-
hen können. Details fehlen, z. B. wie viele der 
Anträge wegen sexuellen Missbrauchs gestellt 
wurden. Und nicht in allen Fällen fand auch eine 

strafrechtliche Anzeige (und damit ein Eingang 
in die polizeiliche Kriminalstatistik) statt.

Bezogen auf Betroffene sexuellen Kindes-
missbrauchs bedeutet dies: Angesichts der 
hohen Dunkelziffer und der großen Zahl von 
Betroffenen mit gesundheitlichen und wirt-
schaftlichen Folgeschäden profitiert nur ein 
minimaler Teil (vermutlich weit unterhalb von 
1%) der Opfer vom OEG. Viele kennen das Ge-
setz nicht oder sehen sich nicht in der Lage, 
die Antragsformulare auszufüllen und die Ta-
ten genau zu beschreiben. Und die Hürden 
bis zur Anerkennung als Gewaltopfer nach 
OEG sind hoch. Die Praxiserfahrungen zeigen, 
dass oftmals gerade diejenigen, deren Gewal-
terfahrungen, Folgeschäden und Unterstüt-
zungsbedarf komplex und vielfältig sind, die 
geringsten Chancen auf Anerkennung nach 
OEG haben. Häufig kann man sich als Berate-
rin/Begleiterin oder Betroffene/r des Eindrucks 
nicht erwehren, dass es hier in erster Linie um 
„Kostendämpfung“ geht, nicht aber um Unter-
stützung von Gewaltopfern. Deutlich wird eine 
enorme Diskrepanz. Einerseits gibt es einen 
grundsätzlichen Rechtsanspruch, Forderun-
gen nach Reformen (vgl. Abschlussbericht des 
Runden Tisches Sexueller Kindesmissbrauch 
2011, Bilanzbericht des Unabhängigen Beauf-
tragten für sexuellen Kindesmissbrauch 2013, 
Weißer Ring 2014, Betroffenenbeirat FSM/

EHS 2016) und Bemühungen um Qualitätssi-
cherung ( z. B. das von der Deutschsprachigen 
Gesellschaft für Psychotraumatologie (DeGPT) 
erarbeitete Fortbildungs-Curriculum für Gut-
achter_innen). Andererseits die nach wie vor 
unbefriedigende Rechtspraxis. 

Was also tun? Von der Antragstellung ab-
raten und andere Wege (wie z. B. über den 
Fonds sexueller Missbrauch) empfehlen? 
Dies kann keine dauerhafte Lösung sein. 
Eine Reform des OEG ist notwendig. Und 
bei guten Rahmenbedingungen kann sich 

auch jetzt schon ein Antrag, manchmal auch 
ein konsequenter Kampf lohnen. Eine sichere 
Therapiefinanzierung und/oder eine Rente zu-
sätzlich zur Grundsicherung/Hartz IV können 
die Lebensqualität sehr verbessern. Es ist je-
doch immer individuell zu überlegen, ob aktu-
ell genug Kraft und die Fähigkeit, über das Er-
lebte und die Folgen zu berichten, vorhanden 
sind – oder ob die Kraft sinnvoller bzw. not-
wendigerweise für anderes gebraucht wird. 

Da aktuell nicht vor 2020 mit dem In-
krafttreten des neuen Sozialen Entschä-
digungsrechtes gerechnet wird (https://
beauftragter-missbrauch.de/recht/schadens 
ersatz-und-entschaedigung/leistungen-nach-
dem-opferentschaedigungsgesetz/), bestehen 
noch Möglichkeiten der Einflussnahme auf 
den Gesetzgebungsprozess. Die Erfahrungen 
aus der Beratungspraxis und den Selbsthilfe- 
bzw. betroffenenpolitischen Organisationen 
müssen hier unbedingt Eingang finden!

Im Folgenden werden einige Probleme 
und Forderungen speziell für Betroffene se-
xuellen Missbrauchs zusammengestellt. Für 
vertiefende Betrachtungen zum OEG, anderen 
Opfergruppen und Forderungen zur Reform 
sei auf die entsprechende Literatur verwie-
sen (Weißer Ring 2014, Deutsches Institut für 
Menschenrechte 2013, Borrée u.a. 2014, Eb-
binghaus 2013, Breitenbach 2013). 

Die Praxiserfahrungen zeigen, dass oftmals gerade diejenigen, deren 
Unterstützungsbedarf komplex und vielfältig ist, die geringsten Chan-
cen auf Anerkennung nach dem OEG haben
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Der „vorsätzliche, tätliche Angriff“
Viele Anträge scheitern bereits an dieser Hür-
de. Ein tätlicher Angriff ist jedes gewaltsame 
Vorgehen gegen eine Person, auch der se-
xuelle Missbrauch von Kindern (BMAS 2016, 
S. 10). Psychische Gewalt und Stalking fallen 
nicht unter diesen Begriff. Das Vorliegen eines 
tätlichen Angriffs muss bewiesen werden – 
optimalerweise mit einer strafrechtlichen Ver-
urteilung. Nach §2 OEG ist der Geschädigte 
verpflichtet, „das ihm Mögliche zur Aufklärung 
des Sachverhalts und zur Verfolgung des Tä-
ters beizutragen“. Dadurch stehen Betroffene 
immer wieder vor der Forderung, eine Straf-
anzeige zu stellen, auch wenn dies keine Aus-
sicht auf Erfolg hat bzw. eine schwere Belas-
tung und/oder eine Gefahr bedeutet. Jedoch 
darf die verlangte Mitwirkung die Grenzen 
der Zumutbarkeit nicht überschreiten. Hier 
wurden in den letzten Jahren einige Klarstel-
lungen versucht (Rundschreiben des BMAS 
und Urteile des Bundessozialgerichtes). So 
schreibt das BMAS seit 2014 im Vorblatt zum 
OEG-Antrag: „Um dem Staat die Möglichkeit 
zu geben, den Täter/die Täterin zu verfolgen, 
sieht das OEG grundsätzlich vor, dass der 
Antragsteller/die Antragstellerin unverzüglich 
Strafanzeige erstattet. In Fällen, in denen dies 
für die Betroffenen besonders belastend ist – 
dazu gehören z. B. sexueller Missbrauch inner-
halb der Familie oder häusliche Gewalt –, kann 
darauf verzichtet werden.“ 

Auch in Fällen, in denen dem Opfer ein 
strafprozessuales Zeugnisverweigerungsrecht 
zusteht ( z. B. bei sexuellem Missbrauch durch 
den Vater oder sonstige Angehörige) ist eine 
Strafanzeige nicht zumutbar (Borrée u.a. 2014). 

Im Sozialrecht kann ein Beweisnotstand 
anerkannt werden, z. B. wenn die Aussage 
des Opfers gegen die Aussage des Täters 
steht und eventuelle weitere Tatzeugen nicht 
vorhanden sind oder ein gesetzliches Zeug-

nisverweigerungsrecht haben. Nach § 15 des 
Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der 
Kriegsopferversorgung – KOV-VfG kann in sol-
chen Fällen die Glaubhaftmachung ausreichen: 
„Die Angaben des Antragstellers, die sich auf 
die mit der Schädigung im Zusammenhang 
stehenden Tatsachen beziehen, sind, wenn 
Unterlagen nicht vorhanden oder nicht zu be-
schaffen oder ohne Verschulden des Antrag-
stellers oder seiner Hinterbliebenen verloren-
gegangen sind, der Entscheidung zugrunde zu 
legen, soweit sie nach den Umständen des 
Falles glaubhaft erscheinen.“ „Eine Tatsache ist 
dann als glaubhaft anzusehen, wenn ihr Vorlie-
gen nach dem Ergebnis der Ermittlungen, die 
sich auf sämtliche erreichbaren Beweismittel 
erstrecken sollen, überwiegend wahrschein-
lich ist.“ (§23 Abs. 1, Satz 1, SGB X). 

Häufig wurde jedoch nicht diese Möglich-
keit angewandt, sondern Antragsteller_innen 
zu einem aussagepsychologischen Gutachten 
(„Glaubhaftigkeitsgutachten“) aufgefordert. 
Diese Gutachten folgen den strengen Regeln 
des Strafrechts und der sog. Nullhypothese 
(der zu überprüfende Sachverhalt wird solan-
ge negiert, bis diese Negation mit den gesam-
melten Fakten nicht mehr vereinbar ist). Diese 
Grundhaltung und die Vorgehensweisen in 
den Gutachten werden von vielen Betroffenen 
als retraumatisierend erlebt. Zudem ist es na-
hezu unmöglich, auf diesem Wege eine Tat zu 
beweisen, was fast immer zur Ablehnung des 
OEG-Antrages führt. Dieser opferfeindlichen 
Praxis haben einige – von Betroffenen in jah-
relangem Kampf durch alle Instanzen erstritte-
nen – Urteile des Bundessozialgerichts Einhalt 
geboten (vgl. Rundschreiben BMAS vom 8. 
April 2014 und Urteil des BSG vom 17.4.2013 
– B 9 V 1/12 R). Zwar wurden aussagepsycho-
logische Glaubhaftigkeitsgutachten in OEG-
Verfahren nicht gänzlich untersagt, aber ihre 
Anwendung eingeschränkt und in Abgrenzung 
zum Strafverfahren präzisiert. 

Das OEG/BVG sieht außerdem die Mög-
lichkeit vor, die Glaubhaftigkeit der Aussagen 
durch die Versorgungsverwaltung selbst zu 
prüfen, z. B. in einem persönlichen Gespräch. 

Das Vorliegen eines tätlichen Angriffs muss 
bewiesen werden – optimalerweise mit einer 
strafrechtlichen Verurteilung
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Hier kann das Opfer den Tathergang noch ein-
mal schildern. Für manche Betroffene ist dies 
leichter als ein Antragsformular auszufüllen 
(Borrée u.a. 2014). Es setzt jedoch entspre-
chend qualifizierte Mitarbeiter_innen voraus, 
die eine traumasensible Befragung durchfüh-
ren können und ihre Bewertung auf der Basis 
fundierter psychotraumatologischer Kenntnis-
se/Erfahrungen durchführen. Dies scheint bei 
weitem noch nicht in allen zuständigen Stellen 
gegeben. Außerdem werden gute Rahmen-
bedingungen (angenehme und ungestörte 
Räumlichkeiten, Zeit, Möglichkeit, Vertrauens-
personen mitzubringen etc.) benötigt und die 
Freiheit für opfergerechte Entscheidungen. 
Wenn die Mitarbeiter_innen – offen oder indi-
rekt – mit Spardruck konfrontiert sind, werden 
sie eher nicht zugunsten der Opfer entschei-
den (können). 

Feststellung der Kausalität zwischen der 
Tat und den Gesundheitsschäden
Die versorgungsmedizinische Begutachtung 
prüft den ursächlichen Zusammenhang. Das 
BMAS schreibt dazu in den versorgungsmedizi-
nischen Grundsätzen: „Für die Annahme, dass 
eine Gesundheitsstörung Folge einer Schädi-
gung ist, genügt versorgungsrechtlich die Wahr-
scheinlichkeit des ursächlichen Zusammenhan-
ges. Sie ist gegeben, wenn nach der geltenden 
medizinisch-wissenschaftlichen Lehrmeinung 
mehr für als gegen einen ursächlichen Zusam-
menhang spricht.“ (BMAS 2015, C3).

Was bei körperlichen Schäden wie dem 
Verlust eines Auges vielleicht noch gut be-
messbar ist, ist bei psychischen Gewaltfolgen 
deutlich schwieriger. Unter „3.7 Neurosen, 
Persönlichkeitsstörungen, Folgen psychischer 
Traumen“ sind sie in der Tabelle der Gesund-
heitsstörungen zur GdS-Berechnung aufgelis-
tet und somit anerkennungsfähig. Dennoch 
ist eine eindeutige Feststellung eines Ursa-
chenzusammenhanges schwierig bzw. Ausle-
gungssache – insbesondere bei komplex trau-
matisierten Menschen, die z. B. psychische 
Gewalt und andere schädigende Einflüsse 
(„Milieuschäden“) als Kind und zusätzlich wie-

derholte körperliche und/oder sexuelle Gewalt 
erlebt haben. Sind die Gesundheitsschäden 
ursächlich auf die Vernachlässigung und psy-
chische Gewalt zurückzuführen (also ein „Vor-
schaden“ durch Ereignisse, die keine tätlichen 
Angriffe sind und deshalb keine Versorgungs-
ansprüche begründen) oder Folge der später 
erlebten sexuellen Gewalt (und somit relevant 
im Sinne des OEG)? 

Schwierig ist die Beurteilung auch, wenn 
zwischen dem schädigenden Ereignis und 
dem Ausbruch einer Krankheit ein längerer 
Zeitraum liegt – was bei sexuellem Miss-
brauch oft vorkommt. Hier können Brücken-
symptome helfen. Wird das Vollbild PTBS erst 
nach einer Lebenskrise im Erwachsenenalter 
diagnostiziert, gab es vielleicht auch davor 
schon Symptome wie Flashbacks, Panikzu-
stände oder Schlafstörungen. 

Es gibt auch immer wieder Fälle, in de-
nen Frauen, die häusliche Gewalt/Partner-
gewalt erleben und/oder in der Prostitution 
tätig sind, Leistungen versagt werden, weil 
sie die Schädigung durch „grob fahrlässige 
Selbstgefährdung“ bzw. „Ausharren in einer 
Gefahrenlage“ mit verursacht hätten (nach 
§2, Abs. 1 OEG, vgl. auch Grundel & Blättner 
2011, Deutsches Institut für Menschenrechte 
2013). Dieser Versagensgrund ist durchaus 
berechtigt, wenn z. B. zwei Betrunkene sich 
gegenseitig zu einer Wirtshausschlägerei 
provozieren und dabei Verletzungen davon-
tragen. Selbstgefährdendes Verhalten ist 
aber oft eine Spätfolge des sexuellen Miss-
brauchs. Und Frauen, die als Kind Gewalt er-
lebt haben oder Zeuge der Gewalt zwischen 
den Eltern waren, erleben signifikant häufiger 
auch als Erwachsene Gewalt. Es kann sehr 
schwer und manchmal nur mit Hilfe möglich 
sein, sich aus einer Gewaltbeziehung oder 
anderen gewalttätigen Lebensumständen 
(wie das Prostitutionsmilieu) zu befreien. 

Schwierig ist eine Beurteilung, wenn zwischen 
dem schädigenden Ereignis und dem Ausbruch 
einer Krankheit ein längerer Zeitraum liegt
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Haben die Entscheider_innen kein psycho-
traumatologisches Fachwissen und/oder lassen 
sich von Vorurteilen leiten, kommt es zu einer 
strukturellen Benachteiligung von Opfern früher 
und komplexer Gewalt im OEG-Verfahren. 

Schnelle und unbürokratische Hilfe
In den letzten Jahren ist einiges unternom-
men worden, um das OEG bekannter zu ma-
chen und Hilfe schneller zur Verfügung zu stel-
len. Seit 2009 sind Verletzte im Strafverfahren 
möglichst frühzeitig auf ihre Befugnisse und 
Unterstützungsmöglichkeiten hinzuweisen, 
u.a. auch auf das OEG und Opferhilfeeinrich-
tungen (§ 406j StPO).

Es gibt beim OEG die Möglichkeit des vor-
läufigen Bescheids. Wenn das Vorliegen einer 
Gewalttat mit hinreichender Sicherheit fest-
steht und bereits ärztliche Unterlagen über ge-
sundheitliche Folgen vorliegen, kann nach §22 
KOV-VG eine vorläufige Entscheidung zeitnah 
zur Antragstellung getroffen werden. Heil- und 
Krankenbehandlung kann dann sofort begin-
nen (dies wird u.a. in Bayern angewendet, vgl. 
Borrée u.a. 2014). 

Die Möglichkeit der Soforthilfe durch das 
OEG ist auch nach § 10 Abs. VIII BVG gegeben. 
Auf dieser Grundlage wurden in vielen Bun-
desländern Traumaambulanzen geschaffen. 
Sie bieten Krisenintervention, Erstinformation 
und im optimalen Fall Überbrückung bis zum 
Beginn einer regulären Therapie. Allerdings 
muss i.d.R. schon beim ersten Terim zumin-
dest ein OEG-Kurzantrag gestellt werden und 
nach 5 Terminen ein vollständiger OEG-Antrag. 
Dann können bis zu 10 weitere Stunden in 
Anspruch genommen werden. Da sich die 
Traumaambulanzen über das OEG finanzieren, 
ist dies nachvollziehbar. Allerdings wird durch 
diese Rahmenbedingungen schon das erste 
Gespräch zu einem Teil des OEG-Verfahrens 
und dient (auch) der Sachverhaltsaufklärung 
(Grundel & Blättner 2011, S. 22). Dies kann die 
Beratungssituation beeinflussen. Und nicht 
für jedes Gewaltopfer ist das OEG ein guter 
Weg. Es kann ein Sog entstehen, irgendwie 
„durchzuhalten“. Nicht wenige sagen am 

Ende: „Wenn ich gewusst hätte, was da auf 
mich zukommt und wie viel Kraft es erfordert, 
dann hätte ich keinen Antrag gestellt.“ Aber 
auch hier kann gute Begleitung und Aufklä-
rung gegenwirken. Der Antrag kann jederzeit 
zurückgezogen werden, das Verfahren muss 
nicht auf Biegen und Brechen bis zum Ende 
„durchgezogen“ werden. Und für manche 
sind die 5 oder 15 Stunden in den Traumaam-
bulanzen vielleicht ausreichend bzw. dadurch 
oder danach werden andere, individuell pas-
sendere Wege und Möglichkeiten deutlich. 

Die Trauma-Ambulanzen wurden vor al-
lem zur Akutversorgung geschaffen. Dies ist 
sinnvoll für z. B. Raubüberfälle und Großscha-
densereignisse. Für Opfer von Sexualstraftaten 
sind die spezialisierten Fachberatungsstellen 
(Notrufe und Beratungsstellen für Mädchen/
Frauen, Beratungsstellen für Jungen/Männer, 
die sexualisierte Gewalt erlebt haben) in der 
Regel die fachkompetenteren Stellen. Betrof-
fene sexuellen Missbrauchs in der Kindheit 
suchen oft erst viele Jahre später als Erwach-
sene Unterstützung. Sie haben es schwerer 
bei der Hilfesuche, sowohl beim OEG als auch 
bei der Suche nach angemessener Unterstüt-
zung. Hier ist oft eine langfristige, fachkom-
petente Begleitung, Beratung und Therapie 
sinnvoll, was Traumaambulanzen nicht leisten 
können. 

Strukturelle Benachteiligung von Betrof-
fenen sexuellen Missbrauchs und anderer 
früher, komplexer Traumatisierungen
Wie oben beschrieben, kann eine Vielzahl 
an Schwierigkeiten auftreten, insbesondere 
wenn Betroffene sich erst als Erwachsene zu 
einem OEG-Antrag entschließen (können). Die 
Taten liegen lange zurück und sie sind meist 
schwer beweisbar. Nicht selten kommt die 
Erinnerung an sexuellen Missbrauch erst als 
Erwachsene und wird erst mit guter Unter-
stützung ( z. B. im Rahmen einer Psychothe-
rapie) aussprechbar. Die Folgeschäden sind 
komplex, nicht selten zeitverzögert auftretend 
oder zunächst fehldiagnostiziert, eine eindeu-
tige Kausalität zwischen Taten und Gesund-
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heitsschäden ist also schwer feststellbar. Bei 
manchen Diagnosen, wie z. B. der Dissoziati-
ven Identitätsstörung (DIS) wird generell ge-
zweifelt, ob Antragsteller_innen authentische 
Angaben machen können – sie sind also per se 
weitgehend von den Möglichkeiten des OEG 
ausgeschlossen, obwohl nach wissenschaft-
lichem Erkenntnisstand die Ursache der DIS 
schwere Gewalterfahrungen in früher Kindheit 
ist (Gast u.a. 2006). Beispielhaft sei hier aus 
einem Sozialgerichtsurteil-Urteil zitiert: 

„Vor dem Hintergrund von möglichen Ge-
dächtnisproblemen und Sinnestäuschungen 
bzw. Pseudoerinnerungen, welche bei disso-
ziativen Störungen gerade auch im Zusam-
menhang mit einer therapeutischen Sugges-
tionsgefahr für möglich gehalten werden (…), 
begründet die Entwicklung der Angaben der 
Klägerin Zweifel an deren Qualität als authenti-
sche Erinnerungen.“ 

(Sozialgericht Dortmund, Aktenzeichen S3 
VG 469/06, zit. nach Lindstrom 2016, S. 176. 
In einem Kapitel des Buches beschreibt die 
Autorin sehr eindrücklich ihre Erfahrungen 
mit dem OEG, die unzumutbaren Schwierig-
keiten, aber auch ihre Motivation, diesen Weg 
trotzdem zu gehen und für ihre eigenen und 
die Rechte anderer Opfer langjähriger Gewalt 
zu kämpfen – nach 9 Jahren inzwischen in der 
zweiten Instanz beim Landessozialgericht. 
Dies kein extremer Einzelfall, auch wenn die 
meisten nicht so lange „durchhalten“.) 

Und dennoch haben diese Menschen – alle 
gesundheitlich geschädigten Betroffenen sexu-
eller und anderer Gewalt! – ein Recht auf Hilfe 
und soziale Entschädigung. Es müssen Wege 
gefunden werden, wie dieses Recht erfolgreich 
eingefordert und umgesetzt werden kann.

Änderungsbedarf
Aus den bisherigen Ausführungen lassen sich 
folgende Forderungen ableiten: 

• Das OEG und die Rechtspraxis müssen ins-
gesamt stärker auf Hilfe und die Bedürfnis-
se von Gewaltopfern ausgerichtet werden. 

• Den spezifischen Besonderheiten bei sexu-
eller Gewalt und frühkindlichen komplexen 
Gewalterfahrungen muss Rechnung getra-
gen werden. Wenn dies im Rahmen des 
neuen Sozialen Entschädigungsrechtes 
nicht möglich ist, müssen andere niedrig-
schwelligere Wege gefunden werden. 

• Kostenlose Erstberatung bei einem/einer 
im sozialen Entschädigungsrecht erfah-
renen unabhängigen Jurist_in, bei Bedarf 
auch weitere kostenlose und fachkompe-
tente juristische Unterstützung

• Alle Verwaltungsmitarbeiter_innen und 
andere Entscheider_innen ( z. B. bei den 
Sozialgerichten), müssen über eine Qua-
lifikation im Umgang mit traumatisierten 
Menschen verfügen.

• Die Inanspruchnahme psychosozialer und 
therapeutischer Hilfe darf nicht zu Nachtei-
len im OEG-Verfahren führen. 

• Es sollte gesetzlich geregelt werden, dass 
bei bestimmten typischen Gesundheits-
schäden die Kausalität vermutet wird. (s.a. 
Bilanzbericht des UBSKM 2013, S. 47).

• Antragsformulare anpassen: Auch das 2014 
überarbeitete bundeseinheitliche Formular 
richtet sich noch an einmaligen Gewaltta-
ten aus. Sexueller Missbrauch und ande-
re frühkindliche Gewalt sind jedoch in der 
Regel Mehrfachtaten über einen längeren 
Zeitraum. 

• Streichung der Verpflichtung zur Strafanzei-
ge oder eindeutige rechtliche Klärung, dass 
bei sexuellem Missbrauch eine Strafanzei-
ge keine Voraussetzung für ein erfolgrei-
ches OEG-verfahren ist.

• Überarbeitung des Versagensgrundes „Mit-
verursachung der Schädigung“ (§2 (1) OEG) 
bzw. im Regelfall Nichtanwendung bei Op-
fern sexuellen Missbrauchs

• Streichung des §10 OEG: Gewaltopfer, de-
ren Taten vor 1976 (BRD) bzw. 1990 (DDR) 
stattfanden, müssen gleichgestellt werden. 
Sie benötigen Unterstützung, auch wenn 

Alle gesundheitlich geschädigten Betroffenen 
sexueller und anderer Gewalt haben ein Recht 
auf Hilfe und soziale Entschädigung
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sie (noch) kein „Härtefall“ (GdS mind. 50%/
Schwerbeschädigung) sind.

• Verkürzung der Bearbeitungszeiten
• Überarbeitung der Versorgungsmedizin-

Verordnung bzw. der Grundlagen für die 
versorgungsmedizinische Begutachtung. 
Aktuelle wissenschaftliche, insbesonde-
re psychotraumatologische Erkenntnisse 
sind einzuarbeiten.

• Gutachten sollten ausschließlich von unab-
hängigen, speziell psychotraumatherapeu-
tisch fortgebildeten Fachkräften durchge-
führt werden dürfen.

• Klares Verbot der Anwendung von aussage-
psychologischen Gutachten (sog. Glaubhaf-
tigkeitsgutachten), stattdessen Beweiser-
leichterung und konsequente Anwendung 
von § 15 KOV-VfG 

• Möglichkeiten der Soforthilfe erweitern 
• Unabhängige Fachberatungsstellen für Be-

troffene sexueller Gewalt müssen erhalten 
und ihre Ressourcen ausgebaut werden 
(die Traumaambulanzen sind keine gleich-
wertige Alternative). Der schnelle Zugang 
zu bedarfsgerechter Psychotraumatherapie 
muss für alle Gewaltopfer möglich sein. 

Fazit
Viele im OEG/BVG steckende Möglichkeiten 
sind hilfreich, aber die Antragsteller_innen 
(bzw. ihre Unterstützer_innen) müssen sie 
kennen und einfordern. Und oft ist ein/e im So-
zialrecht erfahrene Anwält_in erforderlich, um 
die Rechte und den Schutz des Opfers konse-
quent durch das ganze Verfahren (bei der Ver-
sorgungsbehörde und evtl. im Klageverfahren 
bei Sozialgerichten) sicherzustellen. Dies wie-
derum ist mit Kosten verbunden.

Es ist für Betroffene nicht nachvollziehbar, 
warum sie trotz gesetzlicher Grundlage und 
von medizinischen und psychologischen Fach-
leuten festgestellten Traumafolgeschäden kei-
ne Unterstützung erhalten. In vielen Fällen gibt 
es reichlich Berichte von Kliniken und ambu-
lanten Behandler_innen, in denen die erlebte 
Gewalt und Traumafolgestörungen dargelegt 
sind und von den Expert_innen als nachvoll-

ziehbar und im fachlichen Sinne stimmig ein-
geschätzt werden. Es wird oft als unnötig und 
belastend erlebt, weitere detaillierte Befra-
gungen, Glaubhaftigkeitsbegutachtungen etc. 
überstehen zu müssen. 

Es geht doch um Hilfe für Gewaltopfer – 
und nicht um Strafverfolgung. Die Hilfe sollte 
sich an den Bedürfnissen der Betroffenen ori-
entieren, und nicht an der Beweisbarkeit der 
Taten oder einer eindeutigen Beweisbarkeit 
von Kausalitäten. Vielleicht ist dies im Rahmen 
von Verwaltungsvorschriften nur begrenzt 
möglich. Dann sollten aber alle Möglichkeiten 
genutzt werden (siehe oben) und für Fälle, 
die trotzdem durch alle bürokratischen Löcher 
fallen, andere unbürokratische Möglichkeiten 
geschaffen werden, z. B. eine Bundesstiftung. 

Im Moment ist es so, dass die Verfah-
rensabläufe nicht dazu ermutigen, einen An-
trag zu stellen. Und gerade diejenigen, die 
Hilfe am nötigsten hätten, können diesen Weg 
oft nicht beschreiten oder schaffen ihn nicht 
bis zu Ende. Dies ist nicht im Sinne des Geset-
zes – und es lässt sich ändern!

Eine Verbesserung ist nicht kostenneutral 
zu haben. Sie ist jedoch nicht nur eine gesell-
schaftliche Verpflichtung, sondern angesichts 
der immensen Folgekosten dieser Gewalt 
(siehe Deutsche Traumafolgekostenstudie, 
Fegert u.a. 2013, S. 61ff) auch volkswirt-
schaftlich sinnvoll.
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